
deshalb auch die typischen Reaktionsformen dieses 
Rechtstypus“ (S. 233). Demgegenüber faßt der Autor 
die Lage in der sozialistischen Gesellschaft, ausgehend 
von der führenden Rolle der Arbeiterklasse und ihrer 
Partei sowie von der neuen Qualität der sozialistischen 
Demokratie, mit der Formel „Der Kampf gegen das 
Verbrechen ist aus der Quadratur des Zirkels befreit“ 
(S. 171). Den Zusammenhang zwischen der Konzeption 
der sozialistischen Gesellschaft für den Kampf gegen 
Rechtsverletzungen und der Entwicklung der sozialisti­
schen Demokratie hat der Autor folgendermaßen for­
muliert: „Nicht im Aufeinanderprallen und in der 
bloßen Konfrontation von Interessengegensätzen kann 
das Wesen der sozialistischen Demokratie gesehen wer­
den, sondern in der vorwärtsschreitenden Lösung der 
Widersprüche im Interesse aller Werktätigen“ (S. 269). 
Diese Probleme, die auch in der sozialistischen Rechts­
pflege eine große Rolle spielen, sind eng verbunden mit 
dem moralischen Aspekt der sozialistischen Demokra­
tie, zu dem die Wertung der Handlungen der Menschen 
und der gesellschaftlichen Beziehungen mit dem Maß­
stab der Gerechtigkeit gehört. Folgender Gedanke des 
Buches gehört zu jenen, die zum Weiterdenken anre­
gen, besonders auch die Funktionäre der Rechtspflege: 
„Gerechtigkeitswertung ist jedoch stets Klassenwer­
tung, ist von den Klasseninteressen und Klassenzielen 
abhängig, die ihre objektive Grundlage in der gesell­
schaftlichen Formation besitzen. Die Besonderheit der 
Gerechtigkeitswertung besteht darin, daß die Beziehun­
gen, Verhaltens- und Denkweisen, Vorgänge, Entschei­
dungen und Institutionen unter dem Gesichtspunkt 
klassenmäßig bestimmter Gleichheit, Gleichbehandlung, 
Angemessenheit und Verhältnismäßigkeit bewertet 
werden“ (S. 294 f.).
Abschließend sei auf die Zusammenhänge hingewiesen, 
die der Autor zwischen sozialistischer Demokratie und 
sozialistischer Leitungstätigkeit herstellt. Eine Grund­
frage der gesellschaftlichen Entwicklung und ihrer 
staatlichen Leitung im Sozialismus ist im Prinzip des 
demokratischen Zentralismus ausgedrückt (vom Autor 
unter der Überschrift „Gesamtsubjekt, Gesamtbewußt­
sein, Gesamtwille“ zusammengefaßt mit Abschnitten 
über Entscheidung, Handeln, Kontrolle). Der demokra­
tische Zentralismus ist — wie es im Buch heißt — 
„Wirkungserfordernis des sozialistischen Staates, der 
Demokratie, des Rechts, aller planenden und leitenden 
Tätigkeit“ (S. 219). Auch für die Rechtspflege erweist 
sich das immer tiefere Eindringen in das Wesen des 
demokratischen Zentralismus und seine praktische, im­
mer mehr vervollkommnete Verwirklichung als not­
wendig. Der Autor warnt hier zu Recht vor formalen 
Entgegensetzungen von Zentralismus und Demokratie. 
„Die sozialistische Demokratie kann sich nur auf der 
Grundlage des Zentralismus herausbilden“ (S. 223). Es 
gibt keine Unter- bzw. Überordnung von Zentralismus 
bzw. Demokratie, keine Entgegensetzung von Zentra­
lismus und Eigenverantwortung. Eigenverantwortung 
ist vielmehr Mitgestaltung des gesellschaftlichen Gan­
zen. Der Zentralismus ist in der Eigenverantwortung 
mit enthalten. Konsequent wird auch betont, daß es 
keinen Gegensatz zwischen Einzelleitung und Demokra­
tie gibt (S. 227).
Das sind einige wesentliche Thesen, die an dieser Stelle 
des Buches behandelt werden. Auch hier sucht der 
Autor immer wieder die konkrete Auseinandersetzung. 
Nach dem demokratischen Zentralismus sind eben Ent­
scheidungen nicht eine Art „Interessenkompromiß“, 
sondern „Ausdruck der Klassenherrschaft“, zweckbe­
stimmt, haben gesellschaftlich-objektiven Charakter. 
Für die Erhöhung des politisch-ideologischen Niveaus 
der staatlichen Führungstätigkeit ist das tiefere Ein­
dringen in die Probleme der sozialistischen Demokra­
tie und die Vertiefung der darüber zu führenden Klas­
senauseinandersetzung unumgänglich. Dabei hilft das 
vorliegende Buch.

Dr. Frohmut M ü l l e r ,  Dozent 
an der Sektion „Sozialistische Rechts­
pflege“ der Deutschen Akademie für 
Staats- und Rechtswissenschaft „Walter 
Ulbricht“
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